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1.0 ALLGEMEINES

Die-Begründung zum B-pran besteht aus mehreren Teiren:¡ Städtebaulicher TeXtteil (Teil 1). Landespflegei"ischer Textteil (Teil 2). Entwässerungsvorkonzept (Anlage 1). Lärmtechn. Untersuchung (Anlage 2)

Bei dem zur Erschließung anstehenden Bereich handelt es sich größtenteils um bisherlandwirtschaftlich genutzte Flächen im übergangrnár;i.l'' zwischen" r-onguich und Kirschsowie zwischen der 1145 (Triererstraße) unã dãm parallel zur Mosel vãrlaufenden wiri-schaftsweg. Die entlang des Kirchenweges dargesteilten Bauflächen sind teilweise in demnoch rechtswirksamen FNp als gemischte Bauflalchen ausgewiesen sind.Aufgrund der räumlichen Begrenzung der ortsgemeindth;;JJi.r'i.rr n"¡ den überptantenFlächen um die einz.igen, langfristig zur Verfigung stehenden Erweiierungsmöglichkeiten
der Gemeinde Longuich.

Der umfang der beabsichtigten Erschlreß.ung wurde in mehreren Gemeinderatssitzungen
anhand von Aliernativplanungen festgelegt. õie Anzaht o.iin;;; .*h;uÃ rrr,run in derGemeinde Longuich benÖtigten Wohnbauflächen wird neben dem natürlichen Eigenbedarfzus'åtzlich durch gewerbliche Aktivitäten in der Gemeinde.Longuich selbst. sor¡;ie durch denim Einzugsbereich gelegenen lndustriepark Region Trier bestimmt,
Neben einem Bedar-f nach neuen wohnbauflalhen werden aufgrund konkreter NachfrageFlächen zur Entwicklung gewerblich orientierter Einrichtungen (Handwerker, Läden zur Dek-kung des täglichen Bgdarfes) sowie ggfs. fremd.nuurruÀrìorientierter Einrichtungen (Hotel,Pension, Wohnen auf denr Winzerhoiõ.a:) benotigt.

Bereits im Zusammenhang mit der Beratung der Anregungen aL¡s clem Verfahr=n gem
S 3(1) und 4(1) BauGB wurcie die Bedarfsfragã behandelt. ln soweit wird auf den seinerzeiti-gen Beschluß verwiesen.
Bezüglich der in cler Bilanz zum B-Plan ausger,viesenen 6,6 ha NettobaulancJ ist festzustel-len, daß hier Flächen eingeschlossen sind, die nicht oder nur bedingt wohnbaulich zu nutzensind bzw. nur längerfristig zur Verfügung stehen. Es handert sich hierbei um:. Mischgebiet ca. 2,0 ha. Dorfgebiet ca. 0,6 ha. allgemeine Wohngebiete ca. 4,0 ha
Die tatsächlich kurzfristig zur Verfügung stehenden Nettowohnbauflächen betragen somit ca.4,6 ha. lm Verhältnis zur prognostizierlen Zahl von 5,1 ha eine nur geringiugigã Uu.ir.À*-
tung

Gemäß FNP-Forlschreibung beträgt der prognostizierle BedarJ rd.4,10 ha. Nach Rückspra-che mit dem Buro Bachtler Kaiserslautern [mit der FNP-Fortschr. beaurfir-agt) ist aufgrundder Belegung des Gewerbegebietes ein erhöhter Bedarf von rd. 1,0 ha. festzustellen. DerGesamt-Bauflächenbedarf beträgt somit für die oG Longuich rd, s,10 ha.

Die Abgrenzung des Plangebietes erfqlgt unter den Gesichtspunkten:

. Hochwasserschutzbereich

' Beitragsgerechtigkeit
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lnsbesondere der letzte Punkt wurde intensiv im oG-Rat beraten. Hiervon betroffen sind dieFlächen entlang der Kapellenstraße sowie oes rilrre;;;;"r ln beiden straßenabschnittensind die Flurstücke als erschlossen zu betrachten

VÖllig unberücksichtigt blieb in der Diskussion die mit der neuen Ausweisung verbundenenAnzahl von wohneinheiten. Der Bed.arfsermitilung' ìÃ zrr.nrrunr..,ãÀg äft der FNp-Forlschreib-ung liegt pro wohneinheit eine Grundstu"ckrria.r,u von Durchschnitflich 650 m,
ftfl:uto" 

Bei einem Flächenbedarf von 4,10 ha 
"nt.pri.nioies rd.63 wE bei 5,.10 ha rd zB

Die gemäß B-Plan tatsächlich ausgewiesenen Baustellen (ohne Mischgebiet und Dorfgebiet)betragen nach Bauabschnitten g"gtieOert:

Aus sicht der orlsgemeinde sind somit die Vorgaben gem. FNp-Fortschreibung bzw. lan-desplanerischerStellungnahmeerfüllt v -- r-'

Die noch vorhandenen Baulücken sind nicht geeignet auch nur einen Teil cles Bedarís zubefi'iedigen' da sie dem Markt nicht zur ver-fu!uni stenen Nach einer aktuellen Erfassungsind derzeit noch 19 BaulÚcken festzustellen. ÑacñErkenntnissen der oG sind hiervon max.5 tatsächlich zu err,verben. Bei den übrigen handelt es s¡cr, teilweise um hausnahe Garten.Gerade diese offenen Flâchen prägen áas orlsbilcl von Longuich als durchgrunte ortsge-meinde will man dieses ortsb'ild lim nttcrt¡ erhalten, kanÃ nicht gleichzeitig von Bauluckengesprochen werden. 
r'l Yrvrv' '4vr(rv Y

Die oG beabsichtigt nicht ihren Einfluß clahingehend geltend zu machen, daß diese Baulük-ken einer Verurrerlung zugeführt werden.

Die oG hat bereits durch Beschluß v. 08.10.'1996 dokumentieñ, daß eine bedar,rsgerechteErschließung des Gesanttgebietes in mehreren Bauabschn¡tten oeaos¡Jiiõt î.i.Die Lage der ersten Bauabschnitte wird durch entwasselungstechnische Þelange vorgege-ben' Die Bauabschnitte (A-D) werden in der Planurkunie ourch eine schematische über-sichtszeichung dokumentiert.

35r:!1tn"nen'veiterung 
des Gebietes entspricht dem aktueilen stand des Flächennutzungs-
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Ziele der Raumordnung und Landesplanung

Die Gemeinde Longuich hat lt. Regionalem Raumordnungsplan die FunktionszuweisungLandwirlschaft und Erholung. oie rr-lrktion"n wor,Åén, uno Gewerbe können nur im Rah-men der Eigenentwicklung vollzogen werdenl. nlle pranuü";;;; ä".ñi;;. mussen clerbesonderen Funktion ,,L,, und ,,E,, R-echnung tragen.
Für die von der 

. 
Gemeinde gewünschte Ùauflächenausweisung wurde mit schr. v.11'01"1994 durch die Kreisvewaitung Trier-saarbrig.i." l.rdesplanerische stellungnahmeabgegeben, mit dem Ergebnis, daß- gegen oen sianåort ou¡. geplanten wohnbauflächenkeine grundsätzlichen Beâenken beste-hen.

Es kann also die grundsätzliche vereinbarkeit der Ausweisung der wohnbauflächenmit den zielen von Raumordnung und Landesplanung als gegeben angesehen wer-den.

Der Aufstellungsbeschluß fÜr den Bebauungsplan erlolgte am 06.11 1ggs, zulelzt geandertdurch Beschluß vom 08.10.'1996 durch denbrtsgenreinäerat Longuich. Der Áufstellungsbe-schluß berücksichtigt die Vorgaben aus cjer tanoe"sptan.rir.r'"n Stellungnahme.

Der vorgesehene Geltungsbereich ist der beigefügten Kai-te zu entnehmen.

Das Plangebiet erstreckt sich auf reilbereiche cer Gemarkung Longuich

Flur 3. Flurst.-lrir.
2911,2912 (weg), 30-43, 4s-46, a7 (weg), 4B-50, 52-69, 7i:7!,76-T7. TBr1,7Br2 B0 (weg),93 (tlw.), 9412, gStZ,9S/3, 96-.105, 10-9 (Straße ilr,rr.), 217,218t1, 219-223, Z24tj,2Z4t2224t3 (weg), 225 (Kirchenwes ilw.),22d-241,242t1, z.qzì2, zÁrz), j..íjËrstr ¡w). 243,278,29314 (tlw.). 29316 2g3tg (L145, Triererstr. ilw.¡
sowie
Flur 4, Flurst.-Nr.
a (Y/es)

Die genaue Abgrenzung ist der Kartendarstellung M 1:1000 zu entnehmen.

1.2 Gebietsabg renzu n g

PLANUNGSGRUNDLAGEN2.0

Planungsgrundlage sind:

' die gesetzliche Hochwassergrenze der Mosel einschl. der Linie des 200-jährlichen Ereig-nisses

' Landespflegerischer Planungsbeitrag, sowie die im Zusammenhang mit der ASstimmungder landespflegerischen Zielvorstellungen erzielten Ergebnisse.. Entwässerungstechn. Vorkonzept (lng.-Büro Bambarñ * 6r1r.n Trier).o Landesplanerische stellungnahme der Kreisverwaltung Trier v. 1 1 .01.1gg4.

Die aus der Bewertung des aktuellen Zustands und der Empíindlichkeit der ernzelnen Natur-raumpotentiale abgeleiteten landespflegerischen Zielvorstellungen sind im landespflegeri-schen Planungsbeitrag dargelegt.
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3.0
R FUTWE NE NHLUBATEDSTU Mu zU N\J AER LAD

3.1 Städtebauliche Zielvo aben

Als städtebauliche Zielvorgaben sind anzusehen:

' Ausweisung von Flächen für,,Allgemeines wohnen,, (wA), ,,Dorfgebiet,, (MD) und ,,Misch_gebiet" (Ml)
. Berücksichtigung dei Hochwassergrenzen der Mosel

lnnerhalb der 200-jährlichen Hoðhwassergrenze (natürlicher Retentionsraum) werdenkeine bebaubaren Flächen ausgewiesen.. Berücksichtigung ökologischer Vorgaben
Zwischen der Gemeinde Longuich und dem ortsteil Kirsch wird von der L 14s (Triererstraße) bis zu den Grundstücksgrenzen der bestehende;Ë"b;r;;g årï¡.henweg eineGrunzäsur (ca. 3s - 40 m) in Form einer öffenflichen Grünfräche ,rr"gu*i"r.n

' Durch die Herausnahme der Bebauungsmöglichkeiten innerhalb der 200-jährlichenHochwassergrenze sowie Ausweisung einãs sùndorles für ein Hotel in Konrbination miteinem Grundversorgungsbetrieb sowie Ausweisung ãin", Grünzone r¡rird clie Netio-Wohnbaufläche auf ca. 4,5 ha reduziert
' lm Bereich der neu auszu\/eísenden wohnbar-lflächen ist die Anzahi der \.&ohneinheiten

auí maximal 2 wohnungen je wohngebäude zu beschränken.
" Begrenzung der Abflußmenge von oberflächenrvasser sowie Festsetzungen in Bezug aufdie Ableitung von Niederschlagswasser. vv'!vv'4s¡ ¡Yv¡

" Bildung von Bauabschnitten

b



ograph¡sche Situation3.2 To

Bei dem überplanten Gelände handelt es sich um eine relativ ebene Fläche. Die exakte Ge-ländesituation wurde durch ein örlliches Aufmaß fÃig"riållt. Die entsprechenden Höhenlini-en sind in den plan eingearbeitet.
Die im Plan festgesetzte Höhenlage der Gebäude wurde auf die wassen¡¿irlschafilichen An-forderungen abgestellt. - vr vv q

Nutzungseinschränku3.3 ng

Gem' schreiben des stAWA v, 24.07,1996 soll für das geplante Baugebiet die künftigeGrenze des Überschwemmungsgebietes der Mosel Berucksichtigung finden. Dieser Bereichdarl für eine Bebauung nicht vorgesehen werden. seitens oes stqrÑn wird empfohlen, den
lereich des 2OO-jährlichen Hochwassers von Bebauung freizuhalten. Zumindest soflte dieGrenze nachrichilich in den B-pran übernommen werden.

Hochwassersc h utz

rG nde at hie
chen ntio um de

låche ewt

in der n 060
csel ährli Hoc

SS3 ß inn alb d
ke bau

1

n ren

BezÜglich einer möglichen Gefährdung durch Hochwasser wird ein Hinweis in den Bebau-ungsplan aufgenommen, daß der Bereich unterhalb der Moselbahnstraße nicht hochwas-serfrei ist und eine-hochwasserkompatible Bauweise (2.8. Mobile Anlagen zum verschließenvon Fenstern und rüren, lleizöllagerung, Abwasr.rrih¡"bur) empfohlen wird.

weitere Hochwassei" bedingten Einschränkungen betreffen die Dauerkleingärten im Bereichdes Moselvorlandes.
Darüber hinaus sind die sich aus den Iandespflegerischen Zielvorstellungen ergebencJenVorgaben zu berücksichtigen. Hierbei handelt ur r¡"¡"r, insbesondere um nñr"roãrï,r;;;;;Lan'cschaftsbilcl, Bodenschutz, \Â/asserhaushalt, woÀnqualitat, Arten und Biotopschùtz so-wie Klima.

Lärmvcrsorge

Zur Ermittlung der Geräuschbelastung 
-durch 

straßenverkehr im plangebiet, wurde einschalltechn. Gutachten durch das Büro-,,lSU-Ramstein" im Juni 1g9g sowi"e Ergänzung Aprii2001, erstellt. Gegenstand der untersuchung war die Ermitflung und Beurleilung der auf cliegeplanten schutzwürdigen Nutzungen (Ml:..|t¡o uno wA) einwirkenden Verkehrsgeräuschedurch die straße A 1 I A 48 (einschl. den Úburgangrbogén zur A602 im Mosettaldreieck), B53 und L 145 sowie die Ableituns von schattschutzmãßnaÀm-; =i; s;;ñ;;ung gesunderwohn- und Arbeitsverhältnisse im Geltungsbereich des Bebauungsptanes Áls zweite Fra-gestellung war untersucht worden, ob durch den im Bebauungsplan vorgesehenen umbaudes Knotenpunktes L 145 / Kapellenstraße / Cerisierstraße zu-einem Krãisverkehrsplatz ander vorhandenen Wohnbebauung ein Anspruch auf Lärmvorsorge nach der 16. BlmSchVbegründet wird.

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, daß in Teilbereichen des plangebietes Schall-schutzmaßnahmen erforderlich werden. Die betroffenen Bereiche sind im 
"Bebauungspian

g eken nzeichnet und entsprechend forgende Festsetzu ngen getroffen :

1



lm ,,Lärmpegelbereich lll und lV" sind für Aufenthaltsràume passive Maßnahmen zumschutz gegen Außenlärm gemäß DIN 41oe schilis;hrì;lr Hochbau -Anforderungen undNachweise vom November lggg- zu treffen.
Die erforderlichen Luftschalldämmmaße der Außenbauteile von Aufenthaltsräumen - beiwohnungen mit Ausnahmen von Küchen, Bädern ,ÀJ iãrrrrbeitsräumen - ergeben srchauf 

.der Grundlage der Lärmpegelbereiche gemäß olÑ +rðg rabelle g ff. Die Außenbauteilesind so auszuführen, daß sie mindestens fólgenou rá.riti"rende bewerle schalldämmmaße(erf. R',r'.u' aufweisen.

(Die Tabelle ist ein Ausz.ug aus der DIN 4log,,schallschutz im Hochbau", November 19g9, TabelleB: Anicrce-rungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen,)

Z'-lr Gev¡ahrleistung gesunder Wohnverhåltnisse r,vird im gesamten Geltungsbereich fur zumschlafen genutzte Räume der Einbau schallgedämpfienîuftrng.-inrichtffin festgeseizt

3;?"lill"gseinrichtungen 
müssen den Anfòrderungen gemäß DtN 4109 i(apitet 5 4 enr-

vYrvvt rut t.

Es kÖnnen Ausnahnren von den getroffenen Maßnahmen zugelassen vrercien, soweii nach-geuriesen wird. daß geringere fvlaßnahmen aus¡-eichen..
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1. aligemeines Wohngebiet
2. l,4ischgebiet
3. Dorfgebiet
¿+' öffentliche Grünflächen zur Anlage von Aufenthaltsbereiche¡1, FLrß, unciRadwegen, Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sov/ie Flächenfür d ie Wassenryi rtschaft

Allgemeine Aussagen

Die Bedarisfrage sowie die Gründe für die Gliederung des Planbereiches in unterschiedliche
Nutzungszonen sind in Kapitel 1.1 erlär-rtert und als Érgebnis einer ru*¿g.no"n politischenMeinungsbildung als Vorgaben für den städtebaulichen"EntwurJ zu Oetracfr"tån.
Die allgemein zulässigen Nutzungen gem. BauNVo für die e¡nzetnáÃ-ïLìigeoiete r¡rurdenbewußt eingeschränkt bzw. nur als Auénahmeregelung in die texilichen rÀrisetzungen auf-genommen. Die getroffenen Festsetzungen sind das Er.gebnis inteÀsiv*'e"rrtrñg"n-ìr.,
Gemeinderat und geben eine bewußte Gliederung des Geiamtgebietes nach Nutzungsartenwieder. r vvrr ¡
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Bei der Verteilung der künftigen Bauflächen war von entscheidender Bedeutung die Frageder räumlichen Trennung deibeiden ortsteile rlng;¡.ñ und Kirsch sowie einer ,,pufferzone,,zum Friedhof bzw'.zu den Tennisplätzen. Mit eineñr Hàrànrucken der Bebauung wären Ein-schränkungen im spielbetrieb sowie erhebliche nurirguîiur die Bebauung verbunden.Anhand mehrerer Alternativüberlegungen wurde die"Lage.der übergrnlr-n"n diskutiert,wobei eine verstärkte Ausbildung dies nirtori"àrlãnörtlä"nues vo.n Kiiscliars ubergangsbe-reich anzusehen ist, I v' \e' q'

Zur Begrenzung des Gebäudevolumens werden folgende Regelungen getroffen:
' Grundflächenzahr und Geschoßfrächenzahr (vergr. ñutzungsschabrone)
' sockelhöhe durch Festlegung der Fußbod"nr,orr'u rioer r.rÑ (vergl. Festsetzun g AZ.7.1).' Dachneigung, First- und rraufhohe (vergr. rest.etzrng 

'A) 
2.7 und B) 1.1).

Zur Gliederung der kunftigen Bauflächen.werden umfangreiche private Grünflächen in Fornrvon Gartenland ars Aufrockerung verbindriclr vorgege¡Ën] 
' - - ì

lm Bereich des allgemeinen wohngebietes (Ziff. 1) ist ausschließlich die Errichtung freiste_hender Einfamilienhäusern uotg"tãhun. Analog dér vorhandenen Bebauung sollten 2- ge-schossige Gebäude errichtet werden können. i

lm sinne einer anzustrebenden wohnruhe wird die zulässige Nutzung eingeschränkt. Alssinnvolle Nutzung kommt das wohnen.sowie Nutzungen gem s 4 Abs. 2 Nr. 1 und 3 BauN-Vo in Betracht' Durch Festsetzung wird daher als auJschließliche Nutzungsart zugelassen:
. Wohngebäude

' Anlagen fLlr kirchliche, kulturelle, scziale, gesundheiiliche und spor¡iche Zwecke.Ausnahmen nach g 4(3) BauNVo sind gã. $ ito)ì'Br;ñv"o unzurässig

Die vorgeschlagene Grundstücksgröße beträgt hierbei i. d. R. ca. 650 m2. ln den Randzonensínd den Grundstücken teilweisJGartenflachen in einer Tiefe von ca. 10,0 m als privateGrLlnfläche zugeordnet Diese Flächen dienen als übergang und puffer zr¡rischen denWohnbauflächen und den öffenilichen Grunflächen.
Zur Begrenzung des ruhenden und fließenden Verkerhr:s wird die zulässige Anzahl cle¡-wohneinheiten auf maximar 2 je wohngebäude begrenzt.

ln Bezug auf Nebengebäude wird auf spezielle Festsetzungen verzichtet. Die Nlöglichkeitenzur Errichtung von Nebenanlagen ist im Rahmen oei lËauo zulässig. Ansonsten bestehtBestandsschutz. Folgende Regêlung wird aufgenommen:-

Nebenanlagen gem s 14 (1) und (2) BauNVo (Gewächshäuser,. Geräteschuppen, Terrassen etc.)sowie stellplätze und Garagen können, bis zur Lìnie des âoo-lanr¡gen Hochwasser, auch außerhalbder überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden. r<ãrr.rglrrg"n srnd zulässig, sofern die Zu-fahrtsrampen eine Neigung von mãx. 10% nicht uoãÀieigun. rsöt.,)ã BauGB 
-- ---r'

weitere Einschränkungen bestehen in Bezug auf mögliche Gelåndeveränderungen lm Be-reich zwischen Mosel und der Hochwasser[ñie ,,Hw á00,.- t.l,* ;i;jîrir.r,u,,rngen unzu_låssig.

Ein besonderes Thema ist die Frage der Lärmvorsorge. Dieser Aspekt ist in Kapitel ,.Nut-zungseinschränkungen" abgehandelt.

o

Zu1 allgemeines Wohn gebiet



Zu 2) Do ebiet

Bei .den als ,,Dorfgebiet" ausgewiesenen Bereichen handelt es sich um Hof nahe derzeit
!11!wirtgctr aftlich g enutzte Frachen zweier wei n bau betrË J"
Mittel- bis langfristig sollen diese Flächen baulich g;.;ì;i;;rden, wobei dies größtenteits alsEruveiterung bzw. Ergänzung der landwirtscrrafilËhån Ëeirie¡e dienen wird. ln einem Fallliegt eine konkrete Bebauungsabsicht vor.

Das Mischgebiêt ist gegliedert in die Bereiche Ziff. 3,4 und ztff .4.1
Die in den jeweiligen Bereichen zulässige Nutzung r"rf i"rt auf Erfordernisse des Umfeldesbzw' ist das Ergebnis einer bewußten städtebaulichen- steuerung. Die Mischgebietsflächedient als Puffer zum geplanten Wohngebiet (WA)
Aufgrund der räumlichen Nähe zur L1q5 sind einschränkende Festsetzungen bezüglích derWohnnutzung edorderlich. (Siehe Ausfuhrungen ,,Lärm") lnnerhalb des ,,Mischgebietes,, wirddie wohnnutzung aufgrund der Vorgab"n ãu. äer tarmtechnischen úntersuchung nur indem mit Ziffer 3 gekennzeichneten Bereich zugelassen

Die Bereiche 4 und 4.1 dienen ausschließlich zur BedaiJsdeckung gewerblicher Nuizungen.lnsbesondere der Bereich Ziffer 4.1 ist in erster Linie zur Errichtung eines Hotelbetriebes,sowie von Einzelhandelsbetrieben die der Grundversorg;ng dienen] ausgewiesen. lm Flä-chennutzungsplan ist dieser Berèich in Verbindung rñ dðn nebentiege"noen Flächen alssondergebiet deklariert Mit der jetzt getroffenen éri.d.rrng oes H¡rsZhgËË¡à,-. ïil ;';
g leiche Zielrichtung ver-folgt.

Der Bereich des Mischgebietes wird rn Anuvendung des $ 1 Abs. 5 i.V.m. g 1 Abs. g
BauNVo in folgende Nutzungen sov¡ie Betriebsarlen iegliedðrt:

Bereich Ziff.3,,Mischgebiet,,(Mt) gem S Aèy,2 und 5 BauNVOn Wohngebäude
n Geschäfts. und Burogebäude
o Anlagen für Verwaltung sowie fürr kirchliche kulturelle, scziale, gesundhei¡iche undsportliche Zwecke.
Au¡snahmen nach S 6(3) BauNVo sind gem. S 1(6)1 BauNVo unzulässig.

Bereich Zif'f .4,,Mischgebiet,, (Ml) gem S 6(2)2 bis S BauNVO
" Geschåfts- und Bürogebäude

' Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-gungsgewerbes
r sonStigeGewerbebetriebe

' Anlagen für Venn¡altung sowie fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundhei¡iche undsporlliche Zwecke.
Ausnahmen nach s 6(3) BauNVo sind gem, s 1(6)1 BauNVo unzulässig.

Bereich zíff.4.1,,Mischgebiet" (Mt) gem.S6 i.v.m. s 1(4) und g 1(9) BauNVo
mit der Zweckbestimmung ,,Beherbergungsgewerbe ùnd Einzelhandelsbetriebe der Grund-versorgung". Ausnahmen nach s 6(3) BauNVo sind gem. s 1(6)1 BauNVo unzutassig.
Für diesen Ber,eich ist eine max. 3-geschossige Baurieise iroriésehen.

ebietMischZu3
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Die aus planer:ischer sicht vörzusehenden Grünzüge dienen ars:

. Pufferzone

' Entsiegelung, verbesserung des Boden- und wasserhaushartes. Verbesserung des Kleinklimas. Ausbau einer attraktiven Fuß_, Radwegeverbindung

wesentliches Element der kunftigen E.rschlilßqng der Gesamtanlage ist ein in eine öffer¡i-che Grünfläche eingebundener õffentlicher^Èrô;"ð;*i.".r..r"n oenbrtstellen Longuich undKirsch Hierbei entsteht eine, vom übrigen straaenËeìi uÀaonangige rußiäufige Verbindungzwischen dem Moselrandweg und der Íriererstranu Étw. dem ortsteii Kirsch sowie der be-stehenden Bebauung 
-Longu-ich. 

Der hierbei entstórre-nãe Grunzug in Verbindung mit an-grenzenden private,n Grünflächen (Gartenlano¡ sowie laÀcw¡,tsririli.r.r'gåIutzten FtächenÜbernimmt hierbei die Funktion einer raumlichen riunnrÃö der beiden orlsteile.Die angesprochene Thematik wäre bereits Gegenstano åär Beratung in der sitzung des oGRates v. 15.02.1998.
Der Rat hat sich in dieser sitzung sehr intensiv mit dieser ïhematik befaßt. Der geplaniespielplatz in Friedhofsnähe dient ãls spielraum turuarméieifende Bewegung und Abentelr*----erraum für die Gruppe der etwa 6-'l2Jahrigen währenOäes Tages, Sollte dieser Raunr inden Abendstunden von heranwachsenden Jugendlichun åt, Treffpunkt genutzt wercen, er-geben sich keine erkennbaren Konflikte.
Der B-Plan sieht ein-en Kleinkinder-spielplatz (Eltern-Kind-spielraum 0-6 Jahre) im Neubau-gebiet in Richtung Kirsch zusätzlich zum spielplatz in Friedhofsnähe vor. Aufgrund zu er-waftencer Nachbarschaftskonflikte ist die Anlage eines Kinderspielplatzes fur ältere Kincíermitten in einem wohngebíet nicht zu empfehrenl 

qLÀvr ru¡ qrtÇrs r\¡¡rLrur

lm gesetzlichen Überschwemmungsgebiet sind alle abflußbehindernden Nutzungen (clichiePfianzungen obstanlagen, Hütten etc.¡ unzulässig. Der Bebauungsplan bietet als Möglich-keit zur Nutzung der cJerzeit z.T. hocirwrr.urrnJu,-trãgr¡"r' genutzten Grundstucke 63-67eine private Kreingartenanrage auf den geneigten Grunãstucklteiren an; der randespfregeri_sche Ausgleich erfolgt durch Anlage einer flaèhen Mulde im regelmäßig überschwemmten,flachen Moselvorland und Aufgabã der Nutzung in diesem gere¡ch. Dei Bebauungsplan isiein Angebot zur hochwasserverträglichen Nutz,Jng in diesem Bereich. Die Maßnahmen sindaneinander gekoppelt, ihre Umsetzung erfolgt nui bel entiprechendem lnieresse der Anlie-ger durch diese selbst. -

Die zur Erschließung des Baugebietes erforderlichen Leitungen sind in die öffenilichen Ver-kehrsflächen zu integrieren. Bei einer Regelbreite von 7,00 m ist hier ausreichend Raum. DieAufteilung ist dem künftigen projektentwurf vorbehalten.
Es werden keine besonderen Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen ausgewiesen. DieseAnlagen werden ars grundsätzrich genehmigungsfähig fesigesetzt.

Zu 4) ö ffe n fl c h e G rü n ft ac h e n zu r An a g e Vo n Au fen th a tsbe re I h n F ß
Ra dwe

À
t u u n Jug e n , F tä c h e n fü r Au ù g e h u n d E rs a ttz m d ß n a h m â n s ow

ù e rwi rts h ffl he
A \{/a S

c a c n Ma ßn a h men

Flächen für Vers ungsanf a en
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enmana hrsau n ßtzrnc d ES gur hse n AfühaF

Den getroffenen Ausweisungen liegt ein wassen¡¿irtschafiliches Vorkonzept des lng.-BürosBambach - Gatzen und Partner Trler zugrunde, welches im Auftrag der VG-werke erstelltund vorab mit dem STAWA abgestimmt wurde. 
r¡rr ' ìurr¡qv uçr v\r-

Die Flächen K1 dienen dem Rückhalt des Niederschlagswassers der Straßen und des über-schüssigen Niederschlagswassers aus den e"ugruÀo.iuåt"n Die laut rextfestsetzung D) 4vorgesehenen Durchlässe zur Mosel werden .o"rurgubìroet, oaß das Niederschlagswassernicht unmittelbar abfließen kann, sondern zurückgeñalten wird und versickert i verdunstet.Die Gestaltung erforgt in Zusammenhang mit der Alusführungspranung.
Die Detailuntersuchung hierzu erforgt i.v.m. oer rntwurrrjrnrng.

lm gesetzlichen Überschwemmungsgebiet sind alle abflußbehindernden I'Jutzungen (dichtePflanzungen, obstanlagen, Hütten eic ¡ unzulässig. óãiä"nrrungsptan uieiãt ats Möglich-keit zur Nutzr-ing der derzeit z.T. hocirwasr"runJe.trãgrrcn genutzten Grundstücke 63-62eine private Kleingartenanlage auf dén geneigten Grunãstuckiteilen an; oei lLnoespflegeri-sche Ausgleich er-folgt durch Anlage einer flaihen Mulde im regelmäßig überschwemmien,flachen Moselvorland und Aufgabã der Nutzung in oiásem Berãicn. o.i guùrrungsplan istein Angebot zur hochwasserve-rträglichen Nutzring ¡n oresem Bereich. Die Maßnahmen sinclaneinander gekoppelt, ihre umsetzung eriolgt nui oei 
"nt.pr..h"ndem lnteresse der Anlie-ger durch diese selbst. -

Efforderliche Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wurden in das piangebiet ein-gesch lossen (verg r. h ierzu randespfreg erischen pi;;r;;;il,trröt -

Die Erschließung ist weitestgehenci durch das vorhandene siraßen- und wegenetz vorge-prägt Als Hauptei-schließungsspange - mir' sammerstråßeniuÀrti"î -iriî¡äiape,enstraßesor¡tie díe sog.,,panzerstraße,, anzusehen

5,i!ilffa?ïtehencie 
straßenverbrndungen v'rurden in die künftige Erschtießuingskonzeption

Kapellenstraße sowie deren u/eiterführung in Form der sog. ,,panzerstraße',
Kirchenweg

Ergänzende Erschließungsanlagen sind als verkehrsberuhigte wohnstraßen vorgesehen.Auf die Ausweisung eigenständiger Gehwegber"i.r"rá äÅir.ng o.r Èi..r,rìeßungsspangenwird im B-Plan verzichtet stichstrãßen erhalten eine für Müilfañrzeug" b"f-Àroare, platzailigausgebildete wendeplatte. Die Flächenaufteitung oer verxeÁ;;t;#; ][iËgidem späterenProjektentwurf.

Zur Erlangung von Baurecht fur die Herstellung des Kreisverkehrsplatzes im Zuge der L j4swird der BauentwurJ in den Bebauungsplan ãufgenommen. Die lnhalte des BauentwurJeswerden Bestandteir des BebauungspraÁes. lvergl.:Festsàtzung H s¡

Ein weiteres, wesentliches Element der künftigen Erschließung der Gesamtanlage sind öÊfentliche Fußwege zwischen den einzelnen Bauabschnitten. Hierbei entsteht eine, vom übri-gen straßennetz unabhängige. fußläufige Verbindung zwischen o.r-vrtlãlirio*.g und der

crWeSase haftrtsrn Wôc dfühaF

3,5 gË rsch ließu n
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Triererstraße bzw dem ortsteil Kirsch sowie der bestehenden Bebauung Longuich. Zumangrenzenden Baugebiet sowie der freien l-"nor.r''"rt 
"i"ìgt 

eine Verknüpfung mittels Fuß-wegen' Teilweise sind die Fußwege in öffentlich"n crrnruchen i.ntegrierl und im plan nichtdargestellt.

Es werden formale Bezüge zum bestehenden Baugebiet angestrebt. Zur Erreichung dieserstädtebaulichen Zielvorgaben sind besonoere neiãhr;õ;r in Form von tex¡ichen Festset-zungen erforderlich

Nutzungsverteilung

Entspr' den städtebaulichen Zielvorgaben ist, mit Ausnahme des Dorf- und Mischgebietes,innerhalb des Plang-ebi9]es uberwiegend die Errichtunõ uon Einfamilienhäusern vorgesehen.soweit es sich um Bauflächen handelt, sind Art und tti'aß der zulässigen oauticrren Nutzunggeregelt durch die Darstellung von Baugrenzen in Verbindung mit tei¡ichen Festsetzungenhinsichtlich Bauvolumen, Ar1 der Nutzung sowie den Maximãlwerlen der Ausnutzung derUberbauung der jeweiligen GrunOstucne.

Äußere Gestaltung

Bauhöhenbeschränkung, Dachlandschaft
Zur sicherung der umsetzung des dem Entwurf zugruncleliegenden städtebaulichen ord-nungsprinzips sind durch textliche Festsetzungen Reielungen getroffen, welche die künfii-gen Baumassen der einzelnen Gebäude eindeútig r.ugãtn,

Die Begründung der Festsetzungen von Maßnahmen zum Schutz, zur pflege und zur Ent-wicklung von Natur und Landschãrt gem. S 9(1)20 BauGB, von pflanzpílichten und -gebotengem S 9(1)25 BauGB, sowie von Öffentticfrän Grünfläclren gem. S g(1)1S BauGB ist derMaßnahmentabelle in Teil 2 cer Begründung ltanoespiiegerischer planungsbeitrag) zu ent-nehmen.
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4.1 Schmutz- und Niederschla wasser

4.4 VER. UND ENTSORGUNG

Für die Entsorgung wurde im ,Auftrag der VG Werke Schweich durch das lng.-Büro Bam-
bach - Gatzen und Parlner Trier ein Vorprojekt erarbeitet. Die Ergebnisse dìeser Vorunter-
suchung wurden im Vorfeld mit dem STAWA abgestimmt und in den Bebauungsplanentwr-rrf
übernommen.

Die Wasserwirlschaftliche Konzeption sieht vor, die Schmutzwassererfassung und die Ober-
flächenentwässerung in voneinander getrennten Anlagen vorzunehmen.

Sch m utzwa s.se re nts o rq u nq

Das Baugebiet erhält ein öffentliches Schmutzwasserentsorgungssystem. Die Schmutzwas-
seredassung und -ableitung erfolgt über ein neu herzustellendés iìohrleitungsystems. Der
Anschluß der neuen Leitungen erfolgt zum einen an das vorhandene Mischwassersystem in
der Kapellenstraße und andererseits an den bestehenden Transporthauptsanrmler im Mo-
selrrorland.

Die Schmutzwasserleitr-rngen liegen innerhalb cler öffentlichen Straßen und \,A/ege, wcbei die
Gefällerichtungen durch die Topografie vorgegeben sind.

Die Tiefenlage der Leitungen wird zwischen 1,80 und 2,50 m liegen. Eine Entwässerung cier
Keller im freien Gefälle ist grunclsätzlich niclii vorgesehen, kanñ jedoch in einzelnen Fällen
realisierbar sein.

Obei-fl ächenentwä runq

Das in den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser ist gemäß den aktuellen wasser-
witlschaftliclren Grundsätzen am Anfallorl zurückzuhalten. lnnerhalb der Grundstücke im
Bereich des allgemeinen Wohngebietes und in einem Teilbereich des Mischgebietes (Be-
reich_Kirchenweg) werden unbefestigte Mulden angeordnet, cJie ein spezifisches Volumen
von 50 l/m' befestiqter Grundstucksfläche erhalten. Die Muldeh dienen zur Rückhaltung, die
maximale Wassertiefe bei gefülrter rr¡uioe ¡"rr ã¡" ôåm nicht überschreiten. Die Mutden
erhalten einen Notüberlauf, über den das nicht zurückhaltende Wasser abgeleitet wird.

lnnerhalb der Grundstücke im Bereich der L'145 (Trierer Straße) werden Rückhaltemulden
nicht zwingend vorgeschrieben, da in diesen Grundstücken eine übenviegend gewerbliche
Nutzung er-folgen soll. Das aus diesem Bereich abzuleitende Oberflächenr,iasser wird inner:
halb der zentralen Mulden Moselvorland zurückgehalten, wobei auch hier ein Speicherraum
von 50 l/rir2 befestigter Fläche zu schaffen ist.

Sowohl die Ableitung aus den Bereich L 145 als auch die Ableitung der Notüberläufe erfolgt
uber ein öffentliches Ableitungssystem, das aus Muldengräben und auch aus RohrleitungJn
besteht. Gemäß der Topografie erfolgt die Abreitung in Richtung Mosel.

lm Moselvorland werden zentrale Rückhaltemulden angeordnet, die auch zur Speicherung
des Oberflächenwassers der Verkehrsflächen demensioniert werden. Hierbei wird auch daõ
spezifische Volumen von 50 l/m2 zugrunde gelegt.
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Gemäß den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes wird davon ausgegangen, daß
die Verkehrsflächen im Grundstücksbereich mit wãsserdurchlässigen Materìalien gestaltet
werden, so daß hierfür kein wasserwirtschaftlicher Ausgleich erJorderlich wird. Gleiðhes gilt
für die Fußwege im öffentlichen Bereich.

Die vorgenannten öffentlichen Entwässerungseinrichtungen sind hinsichilich ihrer Lei-
stungsfähigkeit begrenzt, der Grundstückseigentümer kann keinen Anspruch auf schadlose
Ableitung jeglichen Niederschlagsereignisses ableiten

4.2 Wasserverso un

Der Erschließungsbereich erhält ein neues Wasserversorgungsnetz, das an 4 Stellen an das
bereits bestehende Wasserversorgungssystem der Ortslage Longuich bzw. .Kirsch an-
schließt. Die Leitungen liegen innerhalb der öffentlichen Straßen und Wege. Durch den
Mehrfachanschluß wird eine entsprechende Versorgungssìcherheit der neuen Bebauung
erreicht.

Die Tieíenlage der neuen Leitungen orieniierl sich an einer überdeckung von ca. 1,5C m.

4.3 Stromversorgun

Die Energieversorgung ist durch Anschluß an die vorh. Versorgungsleitungen sicherzusiel-
len. Nähere Einzelheiten wer,den mit dem RWE abgestimmt.

5.CI E! GENTUMSVERHA LTNISSË / BODENORDNENDE
MASSNAHfì/lEN

Das Überplante Gebiet hat eine Große von rcl. '17,0 ha. Hierüon entfallen auí die voi-h. We-
geflåchen rd, 1,4 ha. Die Fläche fur Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen beträgi rd. 2,g ha.

Das überplante Gebiet befindet sich überwiegend in Privatbesitz. Aufgrr-rnd der Vielzahl der
Beteiligten sind einvernehmlìche Lösungen auf priv,atrechtlicher BasiJ zur Realisiei-ung des
Bebauungsplanes erfahrungsgemäß nicht zu erzielen Deshalb soll die Neuordnuñg im
Rahmen einer Umlegung gemäß SS 45 ff. BauGB erfolgen, wobei die im Bebauungsplan
ausgewiesenen Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung'von
Natur und Landschaft, sowie die Flächen der Landwirtschaft nicht in das Umlegungsuð.tur,-
ren einbezogen werden sollen. Einzelheiten bleiben dem Umlegungsbeschtuß geman g +Z
BauGB vorbehalten.

Die Herstellung und Fertigstellungspflege. der öffentlichen Grünflàchen sowie der Flächen K1
(Flurst. 2911 und 30) sind gemäß $ 9(1a)Satz 2 auf der Grundlage des Versiegelungsanteils
zu73% allen neu bebaubaren Grundstücken zugeordnet.
Die Maßnahmen werden gem $ 135 a Abs. 2 BauGB, soweit erforderlich, durch die Ge-
meinde durchgeführt. Die Kosten hierfür, einschließlich derjenigen für den erforderlicÉen
Grunderwerb werden im Rahmen einer noch zu erlassenden Ortssatzung erhoben

Die Gemeinde Longuich bemüht sich um den Erwerb der im Privateigentum siehenden Flä-
chen.

to



Dem WohnbedarJ entspr. verfolgt die Orlsgemeinde das Ziel, dem Grundstücksmarkt mög-
lichst viele Bauplätze kurzfristig verfügbar zu machen. Dies soll z.B. durch folgende Maß-
nahmen erreicht werden.

. eingehende lnformation der Grundstückseigentümer über die Ziele der Oftsgemeinde
(Bauplätze für Bauwillige)

. Grunden¡verb zu angemessenen, marktorientierten Bedingungen (Verkehrswefi)

. Ausschöpfung der gesetzlichen Vorkaufsrechte
o Nutzung aller freiwilligen und gesetzlichen Möglichkeiten zur Mobilisierung des Baulandes

in der Umlegung.

6-0 ABWAGUNG EINSCHL. BEGRUNDUNG DËR
ABWEICHUNGEN VON DEN LANDESPFLEGERISCHEI'.I
ZIELVORSTELLU NG EN

B is heri ger Verfa h rensabl auf

Der Gemeinderat Longuich hat den Aufstellungsbeschluß gem. S 2 Abs. 1 BaUGB am
30.05.1996 gefaßt. Die Träger öffentlicher Belange und die Bürger wurden gem. $ 4(1)
BauGB 1997 bzw. gem.S 3 Abs. 1 BauGB am 18.01.1996 und am 23.06.1997 beteìlìgt. Aus
dem vg. Beteiligungsverfahren ergaben sich Gründe, das bisher entwickelte städtebauliche
Konzept grundlegend zu ändern.

Die Entururfsbeschlußfassung und Ofíenlage gem, $ 3 Abs, 2 BaUGB hat der Gemeinderat
am 1 5.07.1998 beschlossen.

Der Entwurf des Bebauungsplanes ,,Zwischen den Ortsteilen" hat mit der dazugehörenden
Begründung gemàiß $ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom.14 09.1998 bis 14.10.'1998 öffentlich
ausgelegen.

Folgende / Stellen / Privatpersonen haben planungsrelevante Anregungen abgegeben
1. Planungsgemeinschaft Region Trier
2. Kreisverwaltung Trier-Saarburg
3. Andrea + Carl-Stefan Schmitz, ln der Botacht 5. Longuich
4. Roland Woftmann, Kapellenstr: 1; Longuich
5. RA Stegmann in Vertr. für Alberi Göhlen
6. Franz Schlöder, Maximinerhof 2, Longuich
7. Rosemarie Reis-Kilzer, Bahnhofstr. 4, Longuich
8. Karl-Heinz Bach, ln der Botacht 8, Longuich
9. Alfons und Monika Thul, Kirchenweg 27, Longuich

Aufgrund der im o.g. Offenlageverfahren vorgebrachten Anregungen hat der Gemeinderat
am 06. Febr. 2001 die EntwurJsänderung / -ergänzung beschlossen.

Die wesentlichen Anderungen I Ergänzungen beziehen sich auf.
. Verzicht jeglicher baulicher Nutzung jenseits der Linie des 200-jährlichen Ereignisses

- Anregung der Kreisverwaltung Trier-Saarburg sowie verschiedener Privatpersonen -

. Reduzierung der Nettowohnbaufläche auf ca, 4,5 ha
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- Anregung der Kreisveruvaltung Trier-Saarburg sowie der planungsgemeinschaft RegionTrier -
. Grünzäs ur zur Ortslage Kirch

- Anregungen Anregung der Kreisverwaltung Trier_Saarburg _

' Ausweisung eines Mischgebietes zur Aufnahme eines èrundversorgungsbetriebes sowieeines Hotels unmittelbar ângrenzend an die L 145 r;;i" von kleineren Handwerksbetrie-
ben zur Eigenbedarfsdeckung

Der Gemeinderat hat am 06. Febr. 2oo1 beschlossen, zu dem geänderten Entwurf erneutgem' S 3 Abs l BauGB die Bürger zu beteiligen. Darubeihinaus sollen die durch die Ande-rung betroffenen Behörden gem. g 4 Abs, 1 BIuGB erneut beteiligt werden.

Der landespflegerische Beitrag (s. Teil -2 dy Begründung) legt die naturschutzfachlichenZiele für die Entwicklung des Gebietes fest. Diese-rinden'in oen wesenflichen Grundzügenim Bebauungsplan ihren Niederschlag. Bezüglich oer segrundung und Abwägung der Ab-
y.îr$i:n von den Landespflegerisðhen Zie]vorsteilunge"n wiro zut reit z oei segrunoung

Die im sinne der Abwägung für beachtlich gehaltenen unterlagen und deren Ergebnisse
Y::d"n 

eingehend in der siÞung des oñsgJmeinderates erörteri. Hierzu zähten insbeson-uet u

n landesplanerische Stellungnahme

" Iandespfl. Bestandserfassung
. lantJespfl. Ziel'rorgaben
o wasserwiftschafil. Vorkonzept
Ð vorgezogene Bürgerbeteiligung
o öffentliche Auslegung

Die umfassenden Textfestseizllngen yurdgl vom ortsgemeinderat nach eingehender Ab-wäguLtg der Eingrifíe gegenüber den Fordeiungen der Landepflege, der wasserwirtschaftund ortsbildgestaltung beschlossen Dabei *rrã"n die Einschränkungen und Auflagen an-gesichts der Bedeutung einer harmonischen städtebaulichen Entwickîung io*i. der Erhal-tung und Verbesserung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes als zuirutbar erachtet.

Evtl' noch verbleibende Restbeeinträchtigungen sowie sich hieraus ergebende landespflege-rische Forderungen wurden vom stadtrat im Rahmen der Abwägung"g"g"Ãüuur den Er-for-dernissen zum Ausbau in Hinbrick auf den Baurandbedarf zurückgesteilt,

Die Ergebnisse aus derlande-splanerischen 
-stellungnahme sowie dem Verfahren gem

S 3(1) (2) und S 4(1) (2) BauGB (1 und 2. offentag"j,ino in die Á¡*áérrg eingeftossenAbwägungsrelevant war hier insbesondere die fragJ '

Abweichungen von den landes erischen Zielvorstellun enpfl

Abwägun
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1.) ubergang zwischen ortslage Kirsch und geplanter Bebauung.

Nach der Denkmaltopographie für den Landkreis Trier-Saarburg bilden Teile des histori-
schen Ortsteils von Kirsch eine - allerdings nicht formell unter Sðfrutz gestellie * Denkmal-
zone, die bis an den östlichen Orlsrand reicht. Dies ist dem Ortsgemeinderat bekannt. Er hat
sich in mehreren Sitzungen ausgiebig mit der Fràge einer Grünzäsur am ortsrand von
Kirsch beschäftigt (s. Sitzungsprotokolle).
Der Belang ,,Erhaltung der Charakteristik des östlichen Dodrandes von Kirch" wurde hierbei
entsprechend seiner Bedeutung in die Abwägung eingestellt.

Folgende Varianten wurden untersucht und verworfen:
1. Zurücknehmen des Bebauungsplanes am odsrand von Kirsch. ln Folge wären unbe-

plante Bereiche entstanden, die nach $ 34 BauGB einer Bebauung zugäñglich geworden
wären.

2. Ausweisung von Flächen für die Landwirtschaft gemäß S g Abs. 1 Nr. 1g BauGB. Als pri-
vilegierle Vorhaben wären landwirtschaftliche CeOauOe ãuch größerer Dimensionen mbg-
lich gewesen mit der Möglichkeit einer späteren Umnutzung zu Wohnzwecken.3 Ausweisung von Flächen für die Landwirtschaft gemäß g-O nUs. 1 Nr. 1g BauGB i.V.m.
mit einer Festsetzung gem.$ 9 Abs. 1 Nr. 1O BiuGB 1Oió ftacnen die von einer Bebau-
ung freizuhalten sind)

4. Ausweisung einer Zäsur als öffentliche Grünfläche. Die Gesamtfläche der vorvveg auszu-
scheidenden Öffentlichen Flächen hätten kein gesetzliches Umlegungsverfahren zuigeias-
QêN

5. Ausweisung als prirrate Grünfiäche.
Die Aufrechterhaltung einer allen dienlichen Zäsur auf den Flächen des Grundstücksei-
gentümers hätte die sozialpflichtigkeit des Eigentums überschritten.

tn Abwägung aller Möglichkeiten wurde einer definierlen Bebauung der Vorrang vor den an-
deren Möglichkeiten gegeben, auch im Hinblick auf eine Gleichbeñandlung mit den anderen
im Bebauungsplan liegenden Flächen in Bezug rri Abrrg.flächenbereitstéllung und Beterli-
gung an den Erschließungskosten.

Mit der getroffenen Entscheidung verbleiben zwischen der r¡¡esilichen Grenze des plange-
bietes und dem östlichen, historisch geprägten Ortsrand von Kirch noch hofnahe, z.T. mrt
Obstbäumen bestandene Freiflächen in einer Breite von ca. 30 bis B0 m, die i.S.d beschrie-
benen schützenswerten Charakters des östiichen Dorfrandes ausreichend breii bemessen
sind.
Auch wenn man davon ausgeht. daß zukünftig in Folge der Realisierung des geplanten
Baugebietes für Teile diesei Freiflächen Baurécht nacñ g 34 BauGB entstehen wird und
danrit möglicherweise die Gefahr einer ungeordneten städtebaulichen Entwicklung im Um-
feld_der Denkmalzone envachsen könnte, so ist auch unter diesem Blickwinkel die getroffe-
ne Entscheidung als Konfliktbewältigung anzusehen
auch unter dem Aspekt,_daß der Orlsgemeinde nachgeordnet Steuerungsmöglichkeiten für
dìe ggf nach g 34 BauGB zulåssigen Baumöglichkeiten gegeben sind,

Die Ortsgemeinde nimmt ihren Entscheidungssplelraum war, zwischen der Denkmalpflege,
Freiraumsicherung und einer an den historischen Kern anknüpfenden, die charakteristische
Bau- und Raumstruktur aufgreifende, Bebauung zu entscheiden.

Der Beschluß vom 15.7.98 wurde in der Sitzung des Ortsgemeinderates am 24 0g.2001
nochmals bestätigt.
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2.) Dachform

Die Festlegung der Dachneigung muß i.V.m. der Festsetzung B)1.3 (Dachaufbauten) gese-
hen werden. Hiernach ist nur bei eingeschossiger Bauweise die Errichtung von DachgJuben
zulässig. Bei der zulässigen zweigeschossigen Bauweise sind Gauben unerwunscht und
entspr. ausgeschlossen. Hierdurch soll bei zweigeschossiger Bauweise eine ,,ruhige Dach-
landschaft" erreicht werden, die dem historischen Ortsbild éntspricht. Ein Ausbau dés Dach-
geschosses ist i.V.m. der Festgesetzten maximalen Trauf- und Firsthöhe in diesem Fall wirl-
schaftlich nicht sinnvoll und somit nur bedingt zu erwarten.
Eine Mindestdachneigung von 35' würde dieser Zielsetzung jedoch entgegen laufen.

lm übrigen handelt es sich bei der Planung in erster Linie um eine Ergänzung der Neube-
bauung aus den 60er und 70er Jahren und weniger um Arrondierung dãr histoiischen Orts-
kerne. ln sofern sind gestalterische Anleihen an der historischen Bebauung nur bedingt auf
das geplante Baugebiet anwendbar.

Die gewählte Festsetzung ist als Kompromiß zwischen einer zeitgemäßen Architektur mit
geringer Dachneigung (2.8. Niedrigenergiehaus mit Pultdach) und der Berücksichtigung der
Bebauung in den vorh. Ortskernen anzusehen

7,4 LANDESPFLEGERISCHERPLANUNGSBEITRAG

Aufbauend auf eine Bestandserfassung und -bewertung werden hier die voraussich¡ichen
Beeinträchtigungen der einzelnen schutzgüter ermitteli und eingeschätzt.
Die notr¡¡endigen Festsetzungen cles landespflegerischen Planungsbeìtrages sowìe die An-
fordei'ungen des S 17 LPfIG wurden in den B-Plan integrierl. Siehe hiJrzu clie iexilichen
Festsetzungen sowie den als Teil 2 der Begründung beigefügten tandespflegerischen pia-
nungsbeitrag zum B-Plan
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8.0 KOSTEN DER REALISIERUNG DES BEBAUUNGSPLANES

blau ist bereits geändert

Art GP brutto DIt"4
(incl. 16%
MWSt.)

Masse x EP GP netto DM

Öffentl. Verkeh rsfläche

Verk.fl. bes. Zweckbestimmung
- Umgestaltung Kirchenweg
- Verk.ber. Ausbau + Parkplätze
- Fußwege

Beleuchtung

Bepflanzung
- Öffentl. Grunflächen
- Pflanzung von Obstbäumen
- Fläche K1

- Baunebenkosten

Schmutzwasser

Wasserversorg ung

O be ríl ä chene ntwässe ru n g

Verfahrenskosten gem. S 78.BauGB

Summe

(zuzugl. G ru n d e rvrre rb)

Quellen der Kostenansätze:

2.210 m2 x 130,- 287 .300

970 m'?x 70,-
2.637 m'? x 150,-
2.361 m2 x 100,-

30 Stck x 3.000,-

pauschal

pauschal

pauschal

67.900
395.550
236 1 00

90 000

225.000
10.000

220.C00
67 000

999.000

51 6.000

565 000

333 268

78,764
458,B3B
273 876

104 400

261.000
1 1.600

255.200
77 720

1 158.840

598 560

655 400

250 000

rd 4.517.466

- Abwasser- / Niederschlagsr,vasserentsorgung lng.-Büro Bamb.ach + Gatzen Trier
grünplanerische Belange: Landschaftsarchitekten Bielefeld & Gillich, Trier.

Die Erschließungskosten werden gem. der Erschließungsbeitragssatzung der Orlsgemeinde
Longuich aufgeteilt. Danach sind z.Zt. 90% der umlagefähigen Erschließungskosten von den
Beitragspflichtigen zu übernehmen. Der Eigenanteil der Orlsgemeinde Longuich beträgt
demgemäß 10%. Fur die Umlage der Aufwendungen der Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
meri wird eine eigenständige Satzung erlassen.
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9.0 FLÄ CHENBILANZ

100,017A.871Gesamtfläche

z%
(ca )

Im'(ca.)% (ca.)m'z(ca.)

193.1 80
Fläche für den Gemeinbedari

IJ.J¿¿.ô I \)

6,7
3.1
Q.4

11 370
5.490
581 0

erngärten- Dauerkl
- GrLlnfläche

- Fläche
ächenPrivate G

I,B1ô.630
Fläche

o716 500
La n dwi i'tsch aftsf I äch e

16 0

12,5
i{

€.t,,994
6 030

Öffe ntl iche Grünfläche
- Grünfläche
- Dauerkleingärten

to4 998

1,3
1,4
nt

2.289
2 361

348

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
- Wirlschaftswege
- Fußwege
- Parkplätze

I,O13.008Öffentliche Verkeh rsfläche

"i2 çAA î/1 tr

19 982
5 981

40.28?

Bauflächen (Netto)

- Mischgebiet
. Dorfgebiet
- allgemeine Wohngebiete

Longuich, den 2001
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